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Neubau eines Zucht3auerctalles mit Güllegrube für 2il4 Plätse
bav. 182 produzlorende Sauen mlt Gllllegrube
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Betreff:

Bauherr:
,Bauort:

Anlaqe:
1 Kostenrechnung mit Überweisungsschein

Das Landratsamt Bamberg erlässt in vorbezeichneter Angelegenheit folgenden

Vorbescheid:

1 . Die Erteilung einer Baugenehmigung für den Neubau eines Zuchtsauenstalles für
244 Pläts.e bzw. 182 ,produzierende Sauen' mit Gilllegrube ist bei Erfüllung fol-
gender Auflagen und nach Maßgabe beiliegender Planung zulässig:

1.1 Die Ausführung des Stalles hat als 100 Punktestall gem. Tabelle 4 der VDI-
Richtlinie 3471 (dabei sind ggt PunKabzüge unter Ziff. C2) zu berticksichtigen!)
zu erfolgen.

1.2 Die Anzahl deaTiere wird auf max. 182 ,produKive Sauen' ( = 244 Sauenplätze)
+ 780 Ferkelplätze begrenzt.
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1.3 Eine Bestätigung (2.8. durch das Amt für Landwirtschaft), dass auch nach der
Erweiterung nicht mehr als 2 GV je HeKar landwirtschaftlich genutzter Fläche
gehalten werden (vgl. zff. 7.1 b) Spalte 2 der4. BlmSchV), ist vozulegen.

, 1.4 In Absprache mit dem MarK Rattelsdorf sind die Kamine des Sauenstalles so zu
. verlegen, dass zum Friedhof ein Abstand von > % des Mindestabstandes der

VD|-Richtlinie 3471 für einen '100 PunKestall eingehalten wird.

1.5 Die Stallanlagen sind dem Stand der Technik entsprechend zu enichlen, zu
betreiben und aus immissionsschutzrechtlicher Sichl zu warten.

1.6 Wegen der Lage im Außenbereich ist eine Eingrtinung an der Siidseite des
Stallgebäudes erforderiich.

1 .7 Um den langen Baukörper in das Orts- und Landschafrsbild einzubinden, ist eine
mindeslens 2-reihige frei wachsende Feldhecke längs des Weges zu pflanzen.
Es sind wenigstens 170 Gehölze zur manzzeit im Herlcst zu pflanzen.

1.8 Weitere Auflagen bleiben dem eigentlichen Baugenehmigungsverfahren vorbe.
halten.

Hlnwels:

. Aus Pietätsgronden wird empfohlen, den Standort der beiden Kamine für die
Abluft aus dem Zuchtsauenstall wsiler nach Osten zu verschieben.

. Bei der Stallausführung (insbesondere Ltl'frungsanlage) ist zu beachten, dass fiir
den neuen Stall aügrund der leichten Hanglage bei der Beurteilung nach Tabelle
4 der VD!-Richtlinie 3471 (Punktebewertung) unter Ziff. C2) ein gewisser Punk-
teabzug wegen Kaltluftabflilssen in Richtung Ortschafr in Betracht kommen kann
und somit zum Eneichen eines 100 Punktestalls höhere Anforderungen an die
Stalllüftung gestellt werden m0ssen.

2. Der Antragsteller hat die Kosten des Verfahrens zu tragen.

3. Für diesen Bescheid wird eine Gebühi in Höhe von 130,00 Euro festgeseEt. Die
Auslagen betragen 61,82 Euro.



Am'13.11.2002 wurde von Herm Michael Hennemann beantragt, ihm einen Voöe-
scheid zu der Frage zu erteilen, ob auf dem Grundstück Fl.Nr. 88 der Gemarkung
Medlitz die Errichtung eines Zuchtsauenstalles für 182 produzierende Sauen ozw.
2ig Plätze mit Güllegrube zulässig sei.

Der Markt Rattelsdorf hat zu diesem Antrag mit Beschluss vom 20.12.2002 sein Ein-
vernehmen ert€ill.

 .

Das Landratsamt Bamberg ist zur Entscheidung itber den Antrag sachlich und örflich
zuständig (Art. 59 Abs. 1, tut. 61 Abs. I Bayerische Bauordnung -BayBO-, Art. 3
Abs. 1 Nr. 1 Bayerisches VeMaltungsverfahrensgesets -BayWVfG-).

Der Neubau eines Zuchtsauenstalles ist genehmigungspflichtig (Art. 62 BayBO).

Nach Art. 75 Abs. 1 Satz 1 BayBO kann schon vor Einreichung des Bauantrages auf
schriftlichen Antrag des Bauherm zu einzelnen in der Baugenehmigung zu entschei-
denden Fragen vorweg ein schriftlicher Bescheid (Vorbescheid) erteilt werden.

Das Grundstück liegt im Außenbereich und ist daher bauplanungsrech ich nach S 35
Abs. I Satz 1 Nr. 1 BaUGB zu beurteilen.

Danach ist das Vorhaben dann zulässig, wenn öffentliche Belange nicht entgegen-
slehen, die ausreichende Erschließung gesichert ist und wenn es einem landwirt-
schaftlichen Betrieb dient und nur einen untergeordneten Teil der Betriebsfläche ein-
nimmt. lm vorliegenden Fall ist dieses erfüllt. Hen Michael Hennemann ist privile-
gierter Landwirt und der Zuchtsauenstall dient dessen Betrieb.

Die dem Vorbescheid zugrundeliegende Planung wurde in Zusammenaöeit mit dem
Amt für Landwirtschan und Ernährung - Bauberatung - in Coburg ausgearbeitet. Die
Zweigstelle Coburg ist filr Schweinehaltung in diesem Geblet zuständig.

Nach Stellungnahme der Unteren Naturschutzbehörde bestehen bei Einhaltung der
Auflagen keine grundsäElichen Bedenken.

Aus der Sicht des lmmissionsschuEes ist der Zuchtsauen- und Ferkelstall oenehmi-
gungsfähig, wenn die oben genannten Auflagen eingehalten werden. EinJlmmissi-
onsschutzrechtlich€ cenehmigung nach S 4 BimSchG |V.m. Zfi 7 .1 a) hh) Spatte 2
der 4. BimSchV ist aufgrund derAnzahlder PläEe nicht einzuholen.

Das nunmehrige Vorhaben bedeutet im übrigen eine Verbesserung der lmmissions-
schutzsituation filr MedliE gegenüber dem früher geplanten Mastschweinestall; zu-
dem wird der Standort des Stalles weiter nach Süden verschoben.
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Nach einer Berechnung des Amtes für Landwirtschafr wErden die Mindestabstände
der VDlRichtlinie 3471 - Emissionsminderung Tierhaltung Schweine _ zu oennächstgelegenen Wohnhäusern von Medlitz einglhalten. LeOiglich zum Friedhot unOzum Sportplatz können die Mindestabstände rryie gegenüür Wohnhäusern ern_
gghqljel werdel Nach Rücksprache mit dem Landeslmt für Umwettschuts sindFnednöre und €portptätre jedoch nicht als lmmissionsorte einzustufen. Die Unter_
schreitung der Mindestabstände ist daher nicht zu beanstanden.

Ein Vers€gungsgrund nach Art. 72 Abs. 1 BayBO liegt nic-ht vor, da das Bauvorna-
oen Der Enu ung der unter den punKen_-1.l. _ 1.9. genannten Voraussetzungen in
Ziffer 1 dieses Bescheides mit den öffenflich-rectritichen Vorsctrrifren in 

-iiiffang

gebracht werden kann.

Die Kostenentscheidung beruht auf Art. 1 und Art. 2 Kostengesets (KG).
Die FestseEung der Gebühr stützt sich auf Art. 6 und Art. ö KG i.ü.m: dem Kosten-
vezeichnis (KVz) Teil 2, Tarifstellen t..t/ 1.24,,t t 1.31 und LU.

R e c h t s b e h o l f a b e l e h r u n o  :

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach seiner Bekanntoabe Wi_
derspruch erhoben werden. Der Widerspruch ist schriftlich oder zur NieOJrsitrrin Oeidem Landratsamt Bamb€rg in 96052 Bamberg, Ludwigstraße 23, einzul;g;;. So teüber den Widerspruch ohne zureichenden Grund in angemessener Friit sachlich
nicht entsciieden werden, so kann Klage bei dem Bayerlschen Verwaltungsgericht
in 95444 Bayreuth, Friedrichstraße 23, schrifrtich od;r zur Niederschrinläs ur-
kundsbeamten der Geschäfrsstelle dieses Gerichtes erhoben werden.

Die Klage kann nichl vor Ablauf von drei Monaten seit der Einlegung des Wider_
spruchs erhoben werden, außer wenn wegen besonderer Umständä dei Falles eine
küzere Frist geboten ist.
?1"_ 119g Ty:. g- llläser, den Bektasten (Landrarsamt oder Freistaar Bayern) undoen urelgegenstand bezeichnen und soll einen bestimmten Antrag enthaltan.

Die z|Jr Begrundung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben, dieargefochtene Verfügung soll in Urschrift oder in Abschrifr Ueigetügt G-rden. OerKlage und allen Schrifrsätzen so en Abschrifren für die übrigen öeteäigten beigefUgtwerden.
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